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0. 03 M + 0,12 M = 0,48 M. Außer dem oben erwähnten 
Betrag von 686,70 M hätten dem Verklagten somit weitere 
201,60 M, also insgesamt 888,30 M zugestanden, so daß mit 
der Auszahlung von 1 130,25 M eine objektive Überzahlung 
von 241,95 M erfolgte.

Bezüglich dieser Überzahlung sind nun die Instanz­
gerichte der Auffassung, daß diese so erheblich und offen­
sichtlich gewesen sei, daß sie der Verklagte hätte erken­
nen müssen bzw. daß der Verklagte die Überzahlung durch 
bewußt falsche Angaben verursacht hätte und deshalb eine 
Rückforderung nach § 126 Abs. 3 AGB gerechtfertigt sei.

Abgesehen davon, daß die Instanzgerichte den Verklag­
ten nicht zur Rückzahlung eines über 241,95 M hinausge­
henden Betrags von insgesamt 308,25 M hätten verurteilen 
dürfen, kann bei richtiger Würdigung der den konkreten 
Streitfall kennzeichnenden Umstände den diesbezüglichen 
Rechtsauffassungen der Vordergerichte nicht gefolgt wer­
den.

Diese besonderen Umstände liegen in folgendem:
1. Bezüglich des Anspruchs auf Kilometergeld für den 

Transport des Campinganhängers war die Rechtslage nicht 
eindeutig.

2. Der Verklagte hat, was das Verlangen von 0,55 M 
pro Fahrtkilometer anbetrifft, den Betrieb nicht getäuscht. 
Er hat sich hierbei von der nicht unbegründeten Vorstel­
lung leiten lassen, daß dieser Betrag vom Betrieb auch 
in der Vergangenheit gezahlt worden ist.

3. Die Forderung des Verklagten auf Kilometergeld 
von 0,55 M pro Kilometer ist zunächst vom Hauptbuchhal­
ter des Betriebes nicht nur widerspruchslos akzeptiert 
worden, sondern dieser hat sogar noch versucht, durch zu­
sätzliche Angaben auf der Reisekostenrechnung „die gün­
stigste Variante für den Verklagten“ anzunehmen.

Unter Berücksichtigung all dieser Faktoren ergibt sich, 
daß der Verklagte weder die Überzahlung von Reisekosten 
schuldhaft verursacht hat, noch von einer erheblichen und 
damit für den Verklagten offensichtlichen Überzahlung die 
Rede sein kann. Damit liegen die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 126 Abs. 3 AGB nicht vor.

Dagegen war der Betrieb berechtigt, sein Rückforde­
rungsbegehren auf § 126 Abs. 2 AGB zu stützen. Der Ver­
klagte hatte sich schriftlich zur Rückzahlung verpflichtet. 
Deshalb brauchte der Betrieb seine Rückforderungs­
ansprüche nicht innerhalb von zwei Monaten nach Aus­
zahlung bei der Konfliktkommission geltend zu machen. 
Allerdings bezieht sich dieser Anspruch nur auf einen 
damals geforderten und vom Verklagten anerkannten Be­
trag in Höhe von 205,50 M. Deshalb durfte der Verklagte 
nur noch in diesem Umfang zur Rückzahlung verpflichtet 
werden. Dieser Betrag weicht nicht erheblich von dem ab, 
was der Verklagte objektiv zuviel erhalten hat (241,95 M).

Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Be­
zirksgerichts wegen Verletzung des Gesetzes aufzuheben. 
Auf die Berufung des Verklagten war das Urteil des Kreis­
gerichts bei gleichzeitiger Aufhebung des Beschlusses der 
betrieblichen Konfliktkommission aufzuheben.

Der Verklagte war im Wege der Selbstentscheidung 
(§ 162 Abs. 1 ZPO) zur Rückzahlung zuviel erhaltener 
Reisekostenentschädigung an den Kläger in Höhe von 
205,50 M zu verurteilen. Im übrigen war die Klage als 
unbegründet abzuweisen.

§§ 53, 57 AGB.
1. Das Angebot eines Überleitungsvertrags bei einer vom 
Betrieb ausgehenden Beendigung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses muß als Mindestanforderung das mit dem 
neuen Betrieb abgestimmte und tatsächlich realisierbare 
Angebot enthalten, daß der Werktätige von einem be­
stimmten Zeitpunkt an in einem genau bezeichneten Be­
trieb an einem bestimmten Arbeitsort mit einer genau 
bezeichneten Arbeitsaufgabe die Arbeit aufnehmen kann. 
Ein allgemeiner Hinweis auf freie Arbeitsplätze in ande­
ren Betrieben erfüllt diese Anforderung nicht.

2. Kann eine vom Betrieb ausgehende fristgemäße Kün­
digung wegen besonderer Umstände (hier: Arbeitsunfä­
higkeit des Werktätigen) über längere Zeit nicht realisiert 
werden, dann bedarf eine erneute Kündigung auch der 
erneuten Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge­
werkschaftsleitung, auch wenn diese der zuerst ausge­
sprochenen Kündigung zugestimmt hatte.
BG Erfurt, Urteil vom 6. Mai 1981 - 5 BAB 14/81.

Dem Kläger wurde vom Verklagten Ende Juli 1980 mitge­
teilt, daß sein Arbeitsplatz infolge einer Strukturänderung 
wegfällt. Ein Änderungsvertrag über eine Arbeitsaufgabe 
im Betrieb konnte nicht realisiert werden. Daraufhin 
wurde er auf drei freie Arbeitsplätze in anderen Betrieben 
hingewiesen, ein Arbeitsvertrag kam jedoch nicht zustande. 
Eine am 22. September 1980 mit Zustimmung der zuständi­
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung ausgesprochene 
Kündigung ging dem Kläger nicht zu. Sie hätte auch nicht 
realisiert werden können, weil der Kläger ab 23. Septem­
ber 1980 arbeitsunfähig erkrankt war.

Am 2. Januar 1981 nahm der Kläger seine Tätigkeit im 
Betrieb wieder auf; diese war vom Arzt für die Dauer von 
12 Wochen als Schonarbeit festgesetzt worden. Am 6. Ja­
nuar 1981 wurde dem Kläger das auf § 54 Abs. 2 AGB 
gestützte Kündigungsschreiben vom 22. September 1980 
ausgehändigt, mit dem ihm zum 20. Januar 1981 gekündigt 
wurde.

Gegen diese Kündigung hat der Kläger Einspruch bei 
der Konfliktkommission eingelegt; diese hat dem Ein­
spruch nicht stattgegeben. Auf seine daraufhin erhobene 
Klage hat das Kreisgericht unter Aufhebung der Entschei­
dung der Konfliktkommission festgestellt, daß die Kündi­
gung unwirksam ist. Es hat seine Entscheidung damit be­
gründet, daß dem Kläger die Annahme des Änderungs­
vertragsangebots objektiv nicht möglich war, weil die 
angebotenen Stellen jeweils schon besetzt waren. Ein 
realisierbares Angebot eines Uberleitungsvertrags habe der 
Betrieb nicht unterbreitet. Das widerspreche der dem ver­
klagten Betrieb obliegenden Verantwortung, die dieser 
für die uneingeschränkte Garantie des Rechts auf Arbeit 
für den Werktätigen trage.

Gegen diese Entscheidung hat der Verklagte Berufung 
eingelegt.

Der Vertreter des Staatsanwalts des Bezirks hat be­
antragt, die Berufung des Verklagten abzuweisen.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Zwischen den Prozeßparteien besteht Übereinstimmung 
darüber, daß infolge einer Strukturänderung die Verände­
rung ihrer Arbeitsrechtsbeziehungen notwendig geworden 
war. Der verklagte Betrieb war der Initiator der Auflösung 
des Arbeite Vertrags. Deshalb oblag ihm die Pflicht, dem 
Werktätigen, da kein Änderungsvertrag möglich war, einen 
Überleitungsvertrag über eine zumutbare andere Arbeit 
anzubieten. Dieser Pflicht ist er jedoch nicht ausreichend 
nachgekommen.

Der Verklagte verkennt das Anliegen der gesetzlichen 
Regelungen des § 51 Abs. 2 Satz 1 AGB und des § 54 Abs. 2 
AGB, wenn er meint, dieser Rechtspflicht mit dem Hinweis 
auf drei Stellen für eine zumutbare andere Arbeit in ande­
ren Betrieben nachgekommen zu sein. Das Kreisgericht 
hat den Verklagten zutreffend darauf hingewiesen, daß es 
ihm obliegt, das Recht des Werktätigen auf ununter­
brochene Beschäftigung zu garantieren. Der Verklagte hat 
den Kläger jedoch lediglich darüber informiert, haß in drei 
Betrieben bestimmte freie Planstellen vorhanden sind.

Das Angebot des Überleitungsvertrags im Sinne der 
genannten gesetzlichen Regelungen umfaßt als Mindest­
anforderung die Erklärung des Betriebes, daß der Werk­
tätige bei Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses zum 
derzeitigen Beschäftigungsbetrieb von einem bestimmten 
Zeitpunkt (Kalendertag) an in einem genau bezeichneten 
Betrieb an einem bestimmten Arbeitsort mit einer be­
stimmten konkreten Arbeitsaufgabe eine Tätigkeit auf­
nehmen kann. Da diese Erklärung die Zustimmung des 
zukünftigen Beschäftigungsbetriebes, also einen dritten


